
Urteil des Gerichtshofs (Dritte Kammer) vom 
9. Juli 2009 — 3F, vormals Specialarbejderforbundet i 
Danmark (SID)/Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften, Königreich Dänemark, Königreich 

Norwegen 

(Rechtssache C-319/07 P) ( 1 ) 

(Rechtsmittel — Maßnahmen zur Steuerermäßigung, die für 
Seeleute auf den im dänischen internationalen Schiffsregister 
eingetragenen Schiffen gelten — Entscheidung der Kommis­
sion, keine Einwände zu erheben — Nichtigkeitsklage — Be­
griff des Betroffenen — Gewerkschaft — Zulässigkeit der 

Klage) 

(2009/C 205/03) 

Verfahrenssprache: Englisch 

Verfahrensbeteiligte 

Rechtsmittelführerin: 3F, vormals Specialarbejderforbundet i Dan­
mark (SID) (Kopenhagen, Dänemark) (Prozessbevollmächtigte: 
A. Bentley, QC, und A. Worsøe, advokat) 

Andere Verfahrensbeteiligte: Kommission der Europäischen Ge­
meinschaften (Prozessbevollmächtigte: N. Khan und H. van 
Vliet), Königreich Dänemark, Königreich Norwegen 

Gegenstand 

Rechtsmittel gegen den Beschluss der Zweiten Kammer des Ge­
richts erster Instanz vom 23. April 2007, Specialarbejderforbun­
det i Danmark (SID)/Kommission der Europäischen Gemein­
schaften (T-30/03), mit dem das Gericht eine Klage auf Nichtig­
erklärung der Entscheidung K (2002) 4370 endg. der Kommis­
sion vom 13. November 2002, die Steuervergünstigungen für 
Seeleute auf dänischen Schiffen als mit dem Gemeinsamen 
Markt vereinbare staatliche Beihilfen anzusehen, für unzulässig 
erklärt hat — Begriff des Betroffenen — Gewerkschaft 

Tenor 

1. Der Beschluss des Gerichts erster Instanz der Europäischen Ge­
meinschaften vom 23. April 2007, SID/Kommission (Rechtssache 
T-30/03), wird aufgehoben, soweit das Gericht auf das Vorbrin­
gen von 3F zu ihrer Wettbewerbsposition gegenüber anderen Ge­
werkschaften bei der Aushandlung von Tarifverträgen für Seeleute 
und zu den aus den fraglichen steuerlichen Maßnahmen folgenden 
sozialen Fragen in Bezug auf die Seeleute, die auf im dänischen 
internationalen Schiffsregister eingetragenen Schiffen beschäftigt 
sind, nicht eingegangen ist. 

2. Die von der Kommission der Europäischen Gemeinschaften beim 
Gericht erster Instanz der Europäischen Gemeinschaften erhobene 
Einrede der Unzulässigkeit wird zurückgewiesen. 

3. Die Rechtssache wird zur Entscheidung über den Antrag von 3F 
auf Nichtigerklärung der Entscheidung C(2002) 4370 final der 
Kommission vom 13. November 2002, keine Einwände gegen die 
dänischen steuerlichen Maßnahmen zu erheben, die für die Seeleute 

auf den im dänischen internationalen Schiffsregister eingetragenen 
Schiffen gelten, an das Gericht erster Instanz der Europäischen 
Gemeinschaften zurückverwiesen. 

4. Die Kostenentscheidung bleibt vorbehalten. 

( 1 ) ABl. C 211 vom 8.9.2007. 

Urteil des Gerichtshofs (Vierte Kammer) vom 2. Juli 2009 
(Vorabentscheidungsersuchen der Corte d’appello di 
Torino — Italien) — Bavaria NV, Bavaria Italia 

Srl/Bayerischer Brauerbund e. V. 

(Rechtssache C-343/07) ( 1 ) 

(Vorabentscheidungsersuchen — Gültigkeitsprüfung — Zu­
lässigkeit — Verordnungen [EWG] Nr. 2081/92 und [EG] 
Nr. 1347/2001 — Gültigkeit — Gattungsbezeichnung — 
Koexistenz zwischen einer Marke und einer geschützten geo­

graphischen Angabe) 

(2009/C 205/04) 

Verfahrenssprache: Italienisch 

Vorlegendes Gericht 

Corte d’appello di Torino 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerinnen: Bavaria NV, Bavaria Italia Srl 

Beklagter: Bayerischer Brauerbund e. V. 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — Corte d’appello di Torino — 
Gültigkeit der Verordnung (EG) Nr. 1347/2001 des Rates 
vom 28. Juni 2001 zur Ergänzung des Anhangs der Verord­
nung (EG) Nr. 1107/96 der Kommission zur Eintragung geo­
grafischer Angaben und Ursprungsbezeichnungen gemäß dem 
Verfahren nach Artikel 17 der Verordnung (EWG) Nr. 2081/92 
des Rates (ABl. L 182, S. 3) — Für den Fall der Gültigkeit: 
Beantwortung der Frage, ob durch die Eintragung der geschütz­
ten Herkunftsbezeichnung „Bayerisches Bier“ die Gültigkeit und 
Verwertbarkeit bereits bestehender Marken Dritter mit dem 
Wortbestandteil „Bavaria“ beeinträchtigt werden 

Tenor 

1. Die Prüfung der ersten Frage des vorlegenden Gerichts hat nichts 
ergeben, was die Gültigkeit der Verordnung (EG) Nr. 1347/2001 
des Rates vom 28. Juni 2001 zur Ergänzung des Anhangs der 
Verordnung (EG) Nr. 1107/96 der Kommission zur Eintragung 
geographischer Angaben und Ursprungsbezeichnungen gemäß dem 
Verfahren nach Artikel 17 der Verordnung (EWG) Nr. 2081/92 
des Rates berühren könnte.
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